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Sonderinformation 

Konjunktur- und Krisenbewältigungspaket der Bundesregierung vom 03.06.2020 

 

Vorab: In dem Eckpunktepapier handelt es sich um ein Maßnahmenpaket, welches noch sowohl 

von Bundestag als auch Bundesrat verabschiedet werden muss 

 

Stichpunktartige Zusammenfassung der wichtigsten Punkte: 

· Zur Stärkung der Binnennachfrage in Deutschland wird befristet vom 01.07.2020 bis 

zum 31.12.2020 der Mehrwertsteuersatz von 19% auf 16% und von 7% auf 5% gesenkt. S. 

auch Praxisticker LSWB vom 05.06.2020 und unten aufgeführte Handlungshinweise 

· Um eine Steigerung der Lohnnebenkosten zu verhindern, werden die 

Sozialversicherungsbeiträge bei maximal 40% stabilisiert. 

· Zur Sicherung der Existenz von kleinen und mittelständischen Unternehmen wird für Corona-

bedingten Umsatzausfall ein Programm für Überbrückungshilfen aufgelegt. Das Volumen des 

Programms wird auf maximal 25 Mrd. Euro festgelegt. Die Überbrückungshilfe wird für die 

Monate Juni bis August gewährt und gilt branchenübergreifend, wobei den Besonderheiten 

der besonders betroffenen Branchen wie Hotel- und Gaststättengewerbe, Caterer, Kneipen, 

Clubs und Bars Rechnung getragen wird. 

Antragsberechtigt sind Unternehmen, deren Umsätze Corona-bedingt in April und Mai 2020 

um mindestens 60 % gegenüber April und Mai 2019 rückgängig gewesen sind und deren 

Umsatzrückgänge in den Monaten Juni bis August 2020 um mindestens 50 % fortdauern. Bei 

Unternehmen, die nach April 2019 gegründet worden sind, sind die Monate November und 

Dezember 2019 heranzuziehen. 
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Erstattet werden bis zu 50 % der fixen Betriebskosten bei einem Umsatzrückgang von 

mindestens 50 % gegenüber dem Vorjahresmonat. Bei einem Umsatzrückgang von mehr als 

70 % können bis zu 80 % der fixen Betriebskosten erstattet werden. Der maximale 

Erstattungsbetrag beträgt 150.000 Euro für drei Monate. Bei Unternehmen bis zu fünf 

Beschäftigten soll der Erstattungsbetrag 9.000 Euro, bei Unternehmen bis 10 Beschäftigten 

15.000 Euro nur in begründeten Ausnahmefällen übersteigen. 

Geltend gemachte Umsatzrückgänge und fixe Betriebskosten sind durch einen Steuerberater 

oder Wirtschaftsprüfer in geeigneter Weise zu prüfen und zu bestätigen. Überzahlungen sind 

zu erstatten. Die Antragsfristen enden jeweils spätestens am 31.08.2020 und die 

Auszahlungsfristen am 30.11.2020. 

Weitere Informationen: 

https://www.ihk-muenchen.de/de/Service/Recht-und-Steuern/Arbeitsrecht/Bestehende-

Arbeitsverh%C3%A4ltnisse-K%C3%BCndigung-und-Sozialversicherung/Corona-Virus-

Dienstreisen-Arbeitsausfall-Arbeitsschutz/corona-finanzen/#st_text_picture_3 

· Mit einem einmaligen Kinderbonus von 300,- € pro Kind für jedes kindergeldberechtigtes Kind 

werden die besonders von den Einschränkungen betroffenen Familien unterstützt. Dieser 

Bonus wird mit dem steuerlichen Kinderfreibetrag vergleichbar dem Kindergeld verrechnet. 

Er wird nicht auf die Grundsicherung angerechnet. 

· Der steuerliche Verlustrücktrag wird – gesetzlich – für die Jahre 2020 und 2021 auf maximal 

5 Mio. Euro bzw. 10 Mio. Euro (bei Zusammenveranlagung) erweitert. 

· Als steuerlicher Investitionsanreiz wird eine degressive Abschreibung für Abnutzung (AfA) mit 

dem Faktor 2,5 gegenüber der derzeit geltenden AfA und maximal 25% Prozent pro Jahr für 

bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens in den Steuerjahren 2020 und 2021 

eingeführt. 

· Es soll ein schneller Neustart nach einer Insolvenz erleichtert werden. Deshalb soll das 

Entschuldungsverfahren für natürliche Personen auf drei Jahre verkürzt werden, flankiert 

durch ausreichende Maßnahmen zur Missbrauchsvermeidung. Im Bereich der 

Unternehmensinsolvenzen soll ein vorinsolvenzliches Restrukturierungsverfahren eingeführt 

werden. 
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Handlungshinweise bezüglich der Senkung der Umsatzsteuer 

1. Leistungen/Lieferungen, die bis 30.06.2020 aufgeführt wurden, noch im Juni abrechnen 

2. Wurden Anzahlungen für Leistungen nach dem 01.07.2020 vereinnahmt, wäre hier 

gegebenenfalls die Umsatzsteuer zu korrigieren. 

3. Wenn der Vorsteuerabzug besteht, könnte es sinnvoll sein, einen geplanten Wareneinkauf 

etc. vorzuziehen, wenn die Lieferung/Leistung vor dem 30.06.2020 erfolgt, da der Verkauf 

nach dem 01.07.2020 zu einem geringeren Umsatzsteuersatze erfolgen kann, was dann zu 

einem Vorsteuerüberhang führen kann. 

4. Umsatzsteuerpflichtige Entnahmen auf den Zeitraum 01.07.-31.12.2020 verschieben 

5. Werden Gutscheine ausgestellt, wenn ja wären bei der Ausstellung von Einzweck-

Gutscheinen Änderungen erforderlich 

6. Soll die Steuersenkung an die Kunden weitergegeben werden 

a. Wenn nein, ist nur zu prüfen in wie weit im Rechnungsprogramm Anpassungen 

vorgenommen werden müssen, oder ob dies durch den Softwareanbieter erfolgt. 

b. Wenn ja, ist das Rechnungsprogramm zu prüfen und es wären aktualisierte Preislisten zu 

erstellen (Speisekarten, Kataloge, etc.) 

7. Falls es einen Onlineshop/Apps gibt, wären hier auch Anpassungen erforderlich 

➡ Anpassung Steuersätze und Preise, etc. 

8. Überprüfung der umsatzsteuerpflichtigen Verträge, Leasing etc., ob Anpassungen 

erforderlich sind 

9. Daueraufträge und Lastschriftverfahren anpassen, wenn nötig 

Wie wäre die steuerliche Behandlung von ausgeführten bzw. andauernden Leistungen in der 

Nacht vom 31. Juni auf den 01.Juli 2020?  

Teilleistungen wären möglichst aufzuteilen, was in vielen Fällen unproblematisch sein sollte. 

Sofern noch nicht geschehen, sollten die bis 30.06.2020 erbrachten Leistungen daher möglichst 

im Juni abgerechnet werden. Ist dies nicht möglich, wie z.B. bei Telefonrechnungen mit festen 

Abrechnungszyklus, wäre die Rechnung in 16% und 19% aufzuteilen. Auch bei Strom-, Gas- oder 

Wasserverträgen wäre eine Aufteilung erforderlich, diese könnte im Verhältnis der Tage im 

Abrechnungszeitraum erfolgen. 

In der Gastronomie gibt es bereits die beschlossene Senkung der Umsatzsteuer auf Restaurant- 

und Verpflegungsleistungen von 19% auf 7% für den Zeitraum vom 01.07.2020 bis 30.06.2021. 

Aufgrund des Konjunkturpakets würde es hier somit zu einer weiteren Absenkung auf 5 % für die 

Zeit vom 01.07.2020 bis 31.12.2020 kommen. 



 

 

Zur Vermeidung von Übergangsschwierigkeiten könnte in der Gastronomie zugelassen werden, 

dass auf Bewirtungsleistungen die in der Nacht vom 31. Juni 2020 zum 01. Juli 2020 in 

beispielsweise Gaststätten und Hotels ausgeführt werden, an anwesende Gäste während der 

ganzen Nacht noch zu 19% behandelt werden. 

Bei Zug-, Flug- oder Busreisen würde es wohl auf den planmäßigen Beginn der Reise ankommen. 

Somit wäre ein Steuersatz von 19% anzuwenden, wenn die Fahrt planmäßig noch am 30.06.2020 

angetreten aber erst am 01.07.2020 beendet wird, auch dann, wenn das Verkehrsmittel 

verspätet ankommt und der Fahrgast seine Reise tatsächlich erst am 01.01.2020 beginnen kann. 

Zu beachten wäre auch, dass sich die Umsatzsteuerzahllast für die Überlassung von Fahrzeugen 

an Arbeitnehmer im Zeitraum vom 01.07.2020 bis 31.12.2020 verringert, aufgrund des 

geringeren Steuersatzes. Die Bemessungsgrundlage, der Bruttolistenneupreis im Zeitpunkt der 

Erstzulassung ändert sich nicht, da es sich um einen historischen Preis handelt. Bei der 

Anschaffung von neu Fahrzeugen im Zeitraum vom 01.07.-31.12.2020 würde sich allerdings die 

Umsatzsteuersenkung sowohl beim Kauf als auch beim Bruttolistenpreis auswirken. 

Bei nachträglicher Vereinnahmung von Rechnungsbeträgen, die mit 19% ausgestellt wurden aber 

zwischen dem 01.07.-31.12.2020 vom Kunden bezahlt werden, bleibt es beim ausgewiesenen 

Steuerbetrag. Vorauszahlungen vor dem 01.07.2020 für Leistungen in dem Zeitraum wären 

bereits mit dem niedrigeren Steuersatz anzusetzen. 

 

 


